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Übersetzung ökonomischer Macht 
in. den Bereich der Politik: 

Rent Seeking 

. . 
Michael Baurmann 

1. Einleitung

Bei der Analyse politischer und wirtschaftlicher Entwicklungen sind 
nach der Konzentration auf institutionelle Ralunenbedingungen und ihre 
Anreize in den letzten Jahren verstärki informelle Voraussetzungen und 
soziale Prozesse in den Mittelpunkt gerückt. Für den Bereich der Wirt­
schaft hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass ökonomische Effizienz 
und die Senkung von Transaktlonskosten nicht nur von den Institutionen 
einer Wirtschaftsordnung und ihrer vertraglichen Ausgestaltung abhän­
gen, sondern grundsätzlich auch von sozialen und kulturellen Faktoren, 
vor allem dem Grad an Vertrauen zwischen den wirtschaftlich handeln­
den Akteuren. Für die Demokratie gilt, dass ihre Funktionsfähigkeit nicht 
nur durch eine klug konzipierte Verfassung und das politische Institutio­
nengefüge bestimmt wird, sondern entscheidend durch das Soziale 
Kapital in einer Gesellschaft und die Vitalität einer spontanen Zivilge­
sellschaft. Schließlich haben gerade die letzten Jahre gezeigt, dass der 
Übergang zu einer demokratischen Gesellschaft Wesentlich durch die 
Entwicklungspfade und die Strategien informeller Politik beeinflusst 
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wird, die nur in Grenzen durch formelle Regeln und Institutionen gest.eu­
ert werden können. 

Das bedeutet nicht, dass Institutionen als unwichtig e_ingestuft werden. 
Es bedeutet aber ein zunehmendes Bewusstsein davon, dass Institutionen 
sehr unterschiedlich funktionieren, je nach dem, in welches gesellschaft­
liche und politische Umfeld sie eingebettet sind. "Institutions �alter", 
aber wie stark und in welcher Weise, ist abhängig von außerinStitutio­
nellen Faktoren und nur in eingeschränktem Maße durch das Institutio­
nendesign selber. 

Diese Einsicht gilt auch für das Thema der Übersetzung ökonomischer 
Macht in den Bereich der Politik, und zwar - wie ich im Folgenden am 
Beispiel des Rent Seeking zu zeigen versuche - sowohl was die Erfolgs­
chancen einer solchen Übersetzung als auch die Möglichkeiten ihrer Ein­
dämmung betrifft. Institutionen und ihre Anreize sind hierbei nicht die 
allein entscheidenden Größen. 

Ich werde zuerst kurz daran erinnern, was man unter dem Phäno1nen 
des Rent Seeking versteht, daun werde ich einige gesellschaftliche Be­
dingungen nennen, die den Erfolg von Rent Seeking jenseits institutio­
neller politischer und wirtschaftlicher Rahmenbedingungen fördern, und 
schließlich werde ich dafür argumeutieren, dass auch wirksame Strate­
gien gegen Rent Seeking vor allem auf Faktoren beruhen, die nicht allein 
durch institutionelle Vorkehrungen gesichert werden können. 

2. Das lt'llänomen Rent Seeking 

"The term rent seeking is designed to describe behavior in ;nstitutional 
settings where individual efforts to maximize value generate social waste 
rather than social surplus." (James M. Buchanan 1980, S. 4) 

Unter „Rent Seeking" versteht man seit der Einführung des Begriffs 
durch Anne 0. Krueger (1974) eine Verwendung von Ressourcen, um 
Einkommen ohne produktive Gegenleistung zu erzielen (grundl6gend: 
Buchanan et al. 1980). Den Antrieb für eine solche Strategie sieht man in 
der ökonomischen Theorietradition nicht in abweichenden individuellen 
Motiven und Präferenzen der jeweiligen Akteure, sondern in extrinsi­
schen Anreizen, die Rent Seeking unter bestimmten Rahmenbedingungen 
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zu einer rationalen Option machen. Dazu gehören an erster Stelle politi­
sche Institutionen, die ein Einkommen unter Umgehung von Markt­
mechanismen durch politische Entscheidungen ermöglichen. 

Zwei Wege kommen für eine Erzielung von Renteneinkommen durch 
politische Interventionen vor allem in Betracht: zum einen durch Markt­
privilegien, die Monopol- und Kartellbildung ermöglichen oder die Preis­
regulierungen oder Mengenbeschränkungen zugunsten bestimmter Pro­
duzenten oder Konsumenten zulassen. Zum anderen kann Rentenein­
kommen durch direkte Umverteilung entstehen, also etwa durch Subven­
tionen, Steuerbefreiungen, Kompensationen, die Bereitstellung von Club­
Gütem oder durch politische Einkommensregulierung. 

Dementsprechend sind die typischen Adressaten von Rent Seeking 
staatliche Organe: Regierungen, Gesetzgeber, Administrationen sowie 
die Rechtsprechung. Welche Adressaten im Vordergrund stehen, hängt 
von der politischen Verfassung und Struktur einer Gesellschaft ab. 

Die Instrumente des Rent Seeking können legaler oder illegaler Natur 
sein. Der Drohung mit einem Entzug oder einer Vorenthaltung von Res­
sourcen durch exit oder Nicht-Eintritt stehen die Varianten von voice 
gegenüber: die Bildung von Interessensgruppen, die Lobbying und Spon­
soring betreiben, als Akteure in Verhandlungsprozessen agieren oder ge­
zielt die Meinungsbildung unter Politikern oder in der Öffentlichkeit be­
einflussen. Neben den legalen Möglichkeiten gibt es nochfraud: Unter­
schlagung, Bestechung, Erpressung oder Drohung als Mittel des Ein­
kommenstransfers. 

Wer betreibt Rent Seeking? Die Liste ist lang: Produzenten, Händler, 
Konsumenten, Arbeitnehmer, Politiker oder Bürokraten - für alle existie­
ren im Prinzip Möglichkeiten, jenseits effizienter Einkommensallokation 
und kompetitiver Marktprozesse durch politische Entscheidungen oder 
administrative Interventionen zusätzliche Einnahmen zu erzielen. Für alle 
existieren deshalb im Prinzip auch Anreize, sich an Rent Seeking zu 
beteiligen oder Rent Seeking zu initiieren. 

Die Konsequenzen von Rent Seeking stellen - folgt man der einleiten­
den Charakterisierung Buchanans - definitionsgemäß ein öffentliches 
Übel dar. ökonomische Schäden entstehen durch eine ineffiziente Res­
sourcenallokation, Umverteilungen mit Wohlfahrtsverlust verkörpern 
gesellschaftliche Kosten. Eine Hauptursache für die unproduktive Ver­
schwendung von Ressourcen ist dabei die Aktivität des Rent Seeking 
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selber: Es entstehen Organisationskosten für Interessensgruppen, Mittel 
werden benötigt für Lobbying und Sponsoring und müssen in die politi­
sche Meinungsbildung investiert werden - alles Ressourcen, die für eine 
produktive Verwendung nicht mehr zur Verfügung stehen. Das gilt so­
wohl für aktives Rent Seeking, mit dem man selber einen Einkommens­
vorteil erreichen will, als auch für defensives Reut Seeking, mit dem man 
verhindern will, dass andere einen solchen Vorteil erzielen. 

Diese Annahmen über Rent Seeking werden hier nicht weiter disk.ll­
tiert, sondern als Prämissen für die weiteren Überlegungen vorausgesetzt. 
Es geht um die Frage: Welche Faktoren fördern Ren! Seeking in diesem 
Sinne und welche Faktoren können eine solche - unerwünschte - Über­
setzung ökonomischer Macht in den Bereich der Politik eindämmen? 

3. Der Erfolg von Rent Seeking 

"'People ofthe same trade seldom meet together, even for merriment and 
diversion, but the conversation ends in a conspiracy against the public." 
(Adam Smith 1965, S. 128 (1776]) 

In der Literatur werden vor allem drei Faktoren gen�1t, wenn es um die 
Erfolgsbedingungen von Rent Seeking-Strategien geht. Die erste und 
wichtigste Bedingung besteht in staatlicher Interventionsmacht, in der 
Existenz eines Staates, der die politische Macht zum Eingriff in ökono­
mische Prozesse hat (Buchanan 1980). Je mehr Interventionsmacht ein 
Staat besitzt, desto vielfaltiger die politischen Möglichkeiten zu einer 
Verbesserung von Einkommen ohne produktive Gegenleistung� und je 
größer ceteris paribus die Optionen für ökonomische Akteure, Macht zur 
Einflussnahme auf politische Entscheidungen zu ihren Gunsten zu mobi­
lisieren. 

Der zweite Faktor beruht auf den jeweiligen gesellschaftlichen Ent­
wicklungspfaden, die Möglichkeiten für Rent Seeking wesentlich· prägen. 
Wie in vielen anderen gesellschaftlichen Bereichen auch, hat man es bei 
Rent Seeking mit „Lock-in" Effekten zu tun, die in positiver oder negati­

ver Weise eine endogene Dynamik entwickeln. In einer eindrucksvollen 
Studie über Tansania hat Pius V. Fischer (2004) im Detail gezeigt, wie 
sich die politischen Institutionen und sozialen Normen in einer Gesell-
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schaft in einem Gleichgewicht „generalisierten" Rent Seekings befinden 
können, das nicht nur zu einer. sich selbst verstärkenden Ent\vicklung 
führt, sondern auch jede Reformbemühung im Keim zu ersticken droht. 

Der dritte Erfolgsfaktor für Rent Seeking steht im Mittelpunkt von 
Mancur Olsons Theorie über den Aufstieg und Niedergang von Nationen 
(Olson 1991 ): Demnach ist insbesondere die wachsende Zahl organi­
sierter Jnteressensgruppen in einer Gesellschaft verantwortlich für eine 
Zunahme politisch erwirkter Umverteilung. Olson erwähnt den Begriff 
des Rent Seeking selber nur am Rande, aber es ist klar, dass er Phäno­
mene dieser Art im Blick hat, wenn er die Erfolgsbedingungen für Stra­
tegien analysiert, die auf eine systematische Beeinflussung politischer 
Entscheidungen im Interesse partikularer Gruppen zielen. - An dieser 
Theorie möchte ich mit meinen eigenen Überlegungen ansetzen. 

Zunächst einmal stellt Olson fest, dass eine gezielte und wirkungs­
volle Einflussnahme auf politische Entscheidungen nur in Ausnahmefül­
len von einzelnen Individuen initiiert werden kann. Auch ökonomisch 
mächtige Akteure sind in der Regel auf ein organisiertes Handeln mit 
anderen angewiesen, um ihre ökonomische Macht_ in politische Macht 
umzusetzen. Olson beschäftigt sich folglich ausführlich mit der Rolle von 

Verteilunaskoalitionen" ihren internen Strukturen, unterschiedlichen „ � ' 

Ausprä5!Unaen sowie ihrer Effizienz. Erstaunlicherweise finden sich aber 0 0 . 

nur wenige Hypothesen über die speziellen gesellschaftlichen Bedingun-
gen, die eine Entstehung und Verbreitung von Verteilungskoalitionen 
fördern oder verhindern. Zwar stellt Olson fest, dass sich Gesellschaften 
„ erheblich in dem Maße" unterscheiden, „in dem die Gruppen, die [. „] 
organisiert sein könnten, auch tatsächlich organisiert sind." (1991, S. 45) 
Und er erläutert diesen Befund durch einen Rückgriff auf seine eigene 
Theorie kollektiven Handelns, in der ja bekanntlich die Probleme von 
Gruppen mit gemeinsamen Interessen, sich wirkungsvoll zu organisieren, 
im Mittelpunk'! stehen. Aber diese grundsätzlichen Überlegungen mün­
den nicht in konkrete Annahmen darüber, welche Voraussetzungen güns­
tig sind, damit Interessensgruppen die Probleme kollektiven Handelns 
erfolareich überwinden können. Stattdessen belässt Olson es bei einer 0 

sehr allgemeinen Behauptung: „Stabile Gesellschaften[ . . . ] neigen dazu, 
im Laufe der Zeit mehr Kollusionen und Organisationen für kollektives 
Handeln zu akkumulieren." (1991, S. 52) 
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Tatsächlich lässt sich diese allgemeine Behauptnng aber konkretisie­
ren. Die Faktoren lassen sich benennen, die ·in „stabilen Gesellschaften" 
häufig einen günstigen Nährboden für ein erfolgreiches kollektives Han­
deln und damit auch für organisierte Interessensgruppen lnit dem Ziel des 
Ren! Seeking bilden. Man kann dafür eine Theorie heranziehen, die zu 
der Zeit, als Olson sein Buch schrieb, noch nicht entwickelt war: die 
Theorie des Sozialkapitals - und diese Theorie damit auf einen Gegen­
stand anwenden, der ihren Schöpfern so nicht vorschwebte. 

3.1. Making Democracy Worlc Bowling Together 

Die moderne Sozialkapitaltheorie entvvickelte sich im Anschluss an die 
Beobachtnng, die Robert D. Putnarn (1993) in seiner wegweisenden Stn­
die in Italien machte, dass die gleichen demoJa;atischen Institntionen 
höchst unterschiedliche Ergebnisse produzieren, je nach dem, in welches 
soziale und gesellschaftliche Umfeld sie eingebettet sind. Die generelle 
Botschaft der Sozialkapitaltheorie lautet demgemäß, dass man nicht alle 
Probleme der sozialen und politischen Ordnung durch klug konzipierte 
Institntionen und ihre Anreize lösen kann. Die Folgen einer Institntion 
und ihrer Wirkungsweise beruhen auf einem Gleichgewicht, das sich aus 
den Merkmalen der Institntion und exogenen Faktoren ergibt (Pettit 
1997; Warren 1999; Brennan/Harnlin 2000; Cook 2001; Brennan/Pettit 
2004; Baurrnann/Zintl 2006; Baurrnann 1996, 2002). 

Nach der Sozialkapitaltheorie ist die Qualität der sozialen Beziehun­
gen zwischen den Bürgern einer Gesellschaft entscheidend dafür, ob die 
politischen Institntionen der Demokratie gut funktionieren oder nicht 
Das Handeln in sozialen Netzwerken und Assoziationen vermittelt dem­
nach zivile Tugenden wie die Fähigkeit und Bereitschaft, reziproke und 
kooperative Beziehungen einzugehen, an gemeinsamen Aufgaben zu 
partizipieren und dabei die Prinzipien der Fairness zu beherzigen. Die 
Integration in eine Gruppe kann zu freundschaftlich und altruistisch ge­
f:irbten Beziehungen zwischen ihren Mitgliedern führen und so eine 
emotionale Verbundenheit fördern, di� wiederum die Basis für ein soli­
darisches Handeln ist. Schließlich honorieren und sanktionieren die Nor­
men und Regeln in Netzwerken und Gruppen persönliche Vertrauens­
würdigkeit und machen damit wechselseitiges Vertrauen möglich, was 
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wiederum die allgemeine Soziabilität in einer Gesellschaft unterstützt 
(Garnbetta 1988; Lalmo 2002; Baurmann/Lalmo 2002). 

Soziale Beziehungen mit diesen Qualitäten konstituieren insgesamt 
den Bereich einer „Zivilgesellschaft". Ihre Dynamik beruht auf den Be­
strebungen und Werten der Bürger und ihren privaten Initiativen: ange­
fangen von den schwachen Bindungen in den lockeren sozialen Netzwer­
ken von Nachbarschaften, über Bowling-, Wander- und Gesangsvereine, 
Fußballclubs und Bibelgruppen bis hin zu politischen Parteien und Ver­
bänden, NGOs und sozialen Bewegungen. Nehmen die Bürger al."iiv an 
den sozialen Beziehungen der Zivilgesellschaft teil, dann - so jedenfalls 
die Hoffnung - werden die Verhaltensweisen und Einstellungen, die sie 
hier erwerben, in ihren Wirkungen über die private Sphäre hinausreichen 
und für eine demokratische Gesellschaft insgesamt von Nutzen sein. 

3.2. Making Economy Work: Collaborating Together 

Die Sozialkapitaltheorie betont aber nicht nur die positiven Auswirkun­
gen zivilgesellschaftlicher Strukturen für die Demokratie. Kooperative 
Netzwerke, persönliche Bindungen nnd Vertrauen sollen ebenfalls se­
gensreiche Auswirkungen auf wirtschaftliche Produktivität und Effizienz 
haben (Fukuyarna 1995; Woolcock 1998; Dasgupta 2000; Putnam 2001): 

Funktionierende Netzwerke zwischen wirtschaftlichen Akteuren erleich­
tern die Koordination und Kooperation in ökonomischen Beziehungen, 
persönliche Verbundenheit zwischen Geschäftspartnern fördert Fairness 
und Loyalität im Umgang miteinander und wechselseitiges Vertrauen 
reduziert Transaktionskosten und senkt ökonomische Risiken (Baurrnann 
im Druck). 

Das gilt für die marktliche Transaktion als solcher, bei Verträgen, die 
dem Transfer von Gütern oder Leistungen dienen. Angesichts von notori­
schen Informationsasymmetrien, Unvorhersehbarkeiten und Unsicher­
heiten während der Vertragsabwicklung sowie der unvermeidbaren Un­
vollständigkeit von Verträgen profitieren die Beteiligten erheblich davon, 
wenn ihre Partner zuverlässig, redlich und wohl gesonnen sind und nicht 
jede Gelegenheit ausnutzen, um zusätzliche Gewinne oder Vorteile auf 
Kosten anderer zu erlangen (Held et aL 2005). 
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Eine substanzielle Nachfrage nach Fairness, Loyalität und Vertrauen 
entsteht ebenfalls innerhalb des Unternehmens (Osterloh/W eibel 2006). 
In Unternehmen kooperieren Akteure kontinuierlich miteinander, um ge­
meinsam ein bestimmtes Ergebnis zu produzieren. Sie induzieren deshalb 
ein- Interesse an Personen, die sich nicht als· Drückeberger und Tritt­
brettfahrer betätigen, sondern intrinsisch motiviert sind, ihren_ fairen An­
teil an den Lasten eines kollektiven Handelns zu übernehmen und sich 
gegenüber gemeinsamen Zielen verpflichtet fühlen (Frey 1997). 

Inwiefern ein solcher Bedarf an kooperativen und vertrauenswürdigen 
Partnern für ökonomische Beziehungen befriedigt werden kann, ist nach 
der Sozialkapitaltheorie wesentlich vom Niveau an So7Jalem Kapital in 
einer Gesellschaft abhängig und vom Grad, in dem ökonomische Bezie­
hungen in dieses Soziale Kapital eingebettet sind (Granovetter 1985). 

3.3. MakingDemocracy Worse: Bombing Together 

Aber nicht jede Form von Sozialem Kapitel hat positive politische oder 
ökonomische Auswirkungen. Nicht jede Variante privater Assoziationen 
produziert wünschenswerte Externalitäten und Spill-over Effekte. Es ist 
eine böse Ironie für die Sozialkapitaltheorie, für die bekanntlich das Buch 
Bowling Alone (Putnam 2000) einen Meilenstein darstellt, dass Timothy 
Mc Veigh und seine Mitverschwörer ihren Bombenanschlag in Oklahoma 
während eines gemeinsamen Bowlingabends abgesprochen haben: Sie 
haben - leider - nicht alleine Bowling gespielt (Levi 1996). Auch Osama 
Bin Laden ist kein isolierter Einzelkämpfer, sondern ist in ein internatio­
nales Terror-Netzwerk eingebunden. Diese extremen Beispiele machen 
klar, dass Kooperation und Partizipation in Netzwerken zur Erreichung 
gemeinsamer Ziele, dass ein solidarisches Zusammenwirken in einer 
Gruppe Gleichgesinnter, die sich emotional miteinander verbunden füh­
len mögen und sich gegenseitig vertrauen, nicht zwangsläufig auch für 
Außenstehende oder die Demokratie insgesamt wünschenswert sein müs­
sen. Kooperation und Partizipation kann auch in Konspiration und Ver­
schwörung münden, emotionale Verbundenheit zu ideologisch verblen­
deter Hingabe und irrationaler Opferbereitschaft beitragen, Vertrauen zu 
den Mitgliedern der eigenen Gruppe kann zu Misstrauen und Feindselig­
keit nach außen führen. Das öffentliche Gut für eine Gruppe kann ein 
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öffentliches Übel für die Gesellsch" ein: Soziales Kapital kann eine 
dunkle, ja finstere Seite haben (Porte :ndolt 1996; Adler/Kwon 2000). 

Aber auch wenn man an weniger :1natische Beispiele denkt, ·kann 
eine teilweise Mobilisierung der Be'- :crung entlang ethnischer, rassi­
scher, religiöser oder anderer askripti "i\1erkmale zu partikularistischen 
Anliegen und Forderungen führen un ·ine demokratische Ordnung eher 
unterminieren als stärken (Hardin 19 .c ). Anstatt die Bereitstellung und 
Erhaltung öffentlicher Güter und da� ! gemei�e Wohl zu :fordern, kann 
sie Konflikte provozieren, indem sie :· <�tgonistische Interessen ausbildet 
und organisiert und einen Teufelskr,:': von Machtkämpfen und Feind­
seligkeiten schafft. Seilschaften und .fiachtkartelle, die opportunistisch 
die Partil-ularinteressen ihrer Mitgliccicr verfolgen und ein rein instru­
mentelles Verhältnis zur politischen ::nd rechtlichen Ordnung ihrer Ge­
sellschaft haben, sind ebenso Formen :iozialen Kapitals wie Menschen­

rechtsorganisationen und karitative StifLungen (Baurmann 2005a). 

3.4. Making Rent Seeking Work: Colluding Together 

Soziales Kapital in Gestalt von Netzwerken, Verbundenheit und Ver­
trauen zwischen bestimmten Gruppen von Menschen ist nach alledem 
keine Garantie für positive Transfer-Effekte nach außen. Es kann die 
Grundlage für die Organisierung und Durchsetzung von Partikular- und 
Sonderinteressen sein. Das gilt für dramatische Formen wie Terrorismus 
oder organisierte Kriminalität - das gilt aber auch für legale Aktivitäten 
wie Interessenspolitik und eben Rent Seeking. 

Im Fall des Rent Seeking sind die Strukturen Sozialen Kapitals, die 
das ökonomische Handeln von Akteuren auf dem Markt und in Unter­
nehmen fordern, indem sie Koordination und Kooperation, Fairness, 
Loyalität und Vertrauen zwischen wirtschaftlichen Partnern erleichtern, 
zugleich Strukturen, die auch eine Übersetzung der ökonomischen Macht 
dieser Akteure in ein politisches Handeln im Rahmen von Verteilungs­
koalitionen und Sonderinteressensgruppen wirkungsvoll unterstützen: 
Kooperative Netzwerke helfen nicht nur der wirtschaftlichen Zusammen­
arbeit, sie bilden auch eine gute Grundlage für eine politische Zusam­
menarbeit und Kooperation bei der Organisation kollektiver Interessens­
vertretung. Im Umfeld von zunächst rein wirtschaftlich motivierten Aus-
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tatischbeziehungen können sich soziale „Ligaturenf' bilden, die auch fl.ir 
andere Zwecke und Absichten nutzbar sind. Persönliche Verbundenheit 
und Vertrauen, die sich als Folge kontinuierlicher Geschäftsbeziehungen 
einzustellen vermögen, sichern nicht nur Fairness und Loyalität in den 
ökonomischen Beziehungen und erleichtern sO wirtschaftliche Transak­
tionen, sie sichern eine solche Fairness und Loyalität auch c;iann, wenn 
man gemeinsam handelt, um kollektive Güter bereitzustellen und dabei 
die Anreize zu einem Trittbrettfahren überwinden muss. 

Die pauschale These von Olson, dass stabile Gesellschaften im Laufe 
der Zeit Zusammenschlüsse und Organisationen für kollektives Handeln 
akkumulieren, kann mit Hilfe der Sozialkapitaltheorie also bestätigt und 
konkretisiert werden: Erfolgreiche Verteilungskoalitionen - und damit 
auch Rent Seeking - sind in stabilen Gesellschaften deshalb besonders 
häufig anzutreffen, weil in solchen Gesellschaften ceteris paribus auch 
die besten Chancen zur Herausbildung von Sozialem Kapital in den 
verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen existieren. Und ebenso wie 
dieses Soziale Kapital wünschenswerte Formen der politischen Partizi­
pation und des Engagements fördern kann, kann es auch zu weniger will­
kommenen Formen der politischen Organisierung, Einflussnahme und 
Machtausübung beitragen. 

Damit ist auch deutlich, dass an diesem Faktor kaum angesetzt werden 
kann und sollte, wenn es um die Frage geht, durch welche Maßnahmen 
sich Rent Seeking und andere Formen partikularer Interessensverfolgung 
unterbinden lassen. Abgesehen davon, dass Soziales Kapital in einem 
evolutionären und spontanen Prozess wächst und sich durch politisch 
legitime Eingriffe kaum gezielt einschränken lässt, wäre eine solche Ein­
schränkung nicht wünschenswert. Nach allem, was wir heute wissen, ist 
das Soziale Kapital einer vitalen Zivilgesellschaft in seiner Rolle für 
Demokratie und Marktwirtschaft nicht substituierbar. Wir müssen uns 
damit abfinden, dass gerade in gut funktionierenden Demokratien mit 
einem generalisierten sozialen Vertrauen, einer entwickelten Fähigkeit 
zur Organisierung und einem hohen Maß an Soziabilität Potenziale ent­
stehen, die unvermeidlich auch :für weniger akzeptable Ziele genutzt 
werden können und die eine Übersetzung ökonomischer Macht in den 
Bereich der Politik erleichtern. Das akzeptiert auch Adam Smith, wenn er 
nach seiner oben zitierten Klage über die bei-gesellschaftlichen Treffen 
drohenden Verschwörungen fortfährt: "lt is impossible indeed to prevent 
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such meetings, by any law which either could be executed, or would be 
consistent with liberty andjustice. " (Smith 1965, S. 128 [1776]) 

4. Die Eindämmung von Rent Seeking 

"The institution of delegated power_ implies that there is a portion of 
virtue and honor among mankind� which may be a reasonable foundation 
of confidence." (Alexander Hamilton, Federalist Papers No. 76) 

Wenn Rent Seeking in einer stabilen Demokratie durch die gesellschaft­
lichen Rahmenbedingungen erheblich unterstützt wird, kann man nicht 
erwarten, dass eine „unsichtbare Hand" das Problem löst. Kann man aber 
erwarten, dass die politischen Institutionen einer repräsentativen Mehr­
heitsdemokratie wirksame Anreize produzieren, gegen Rent Seeking 
aktiv zu werden? Können diese Institutionen eine wirksame Grenze für 
die politische Macht wirtschaftlicher Interessensgruppen bilden? 

Auf den ersten Blick könnte es scheinen, als wenn unter nicht unrea­
listischen Annahmen von den Institutionen einer Mehrheitsdemokratie 
durchaus gewisse Anreize ausgehen, die politische Entscheider, ökono­
mische Al�eure, Wähler und Bürger zu einer Eindämmung von Rent 
Seeking mot�vieren könnten:, 

1. Unter einer demokratischen Mehrheitsregel muss jeder davon aus­
gehen, dass er mal zu den GewiTu.1ern und Bevorzugten zählt, mal zu 
den Verlierern und Benachteiligten. Das gilt insbesondere auch für 
die Akteure, die politische Macht zur Erzielung eines Rentenein­
kommens anstreben: Sie können nicht damit rechnen, immer nur zu 
den Nutznießern zu zählen, sie müssen auch einkalkulieren, dass sie 
unter dem erfolgreichen Rent Seeking anderer leiden werden. 

2. Über längere Sicht werden die Kosten durch das Rent Seeking ande­
rer höher sein als der Nutzen aus dem eigenen Rent Seeking -
andernfalls entfiele der entscheidende Grund, Rent Seeking über­
haupt als Problem zu sehen. Daraus folgt, dass unter Voraussetzung 
der Gültigkeit der ersten Annahme langfristig die große Mehrheit der 
Mitglieder einer Gesellschaft durch Rent Seeking insgesamt Nach­
teile in Kauf nehmen muss. 
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3. Eine wirksame Eindämmung von Rent Seeking Prozessen käme dem­

nach langfristig auch der großen Mehrheit aller Betroffenen zugute -

sie hätten deshalb grundsätzlich auch eine Präferenz für eine solche 

Eindämmung und ein Motiv, sie zu unterstützen. 

Auf der Grundlage dieser Annahmen würde die folgende Matrix eine 

typische Auszahlungsstruktur für die von Rent Seeking Betroffenen wie­

dergeben. Von kumulierten Auszahlungen ist dabei die Rede, weil die 

langfristigen Konsequenzen von Rent Seeking abgebildet werden sollen. 

Abb. 1: Kumulierte Auszahlungen bei Ren/ Seeking 

-R +R 

I II 
-R 

A 0, 0 -9, 6 
III IV 

+R 

6, - 9  -3, -3 

Die Matrix stellt ein einfaches Modell für die möglichen Alternativen 
und ihre Konsequenzen dar, die in Bezug auf Rent Seekino Geaenstand " " 

einer politischen Mehrheitsentscheidung sein können. Die jeweilige 
Mehrheit kann entvveder entscheiden, Renten an ihre Mitglieder zu ver­
teilen (+R), oder sie kann davon absehen (-R). II, III und IV sind die 
sozialen Zustände in der Welt, die durch die Entscheiduncren der Mehr-" 

heiten herbeigeführt werden können, I ist der status quo. Die verschie-

denen Weltzustände sind über die Auszahlungen :für zwei repräsentative 

Gruppenmitglieder A und B definiert. Die erste Ziffer misst die Auszah­

lungen für den Akteur A, die zweite Ziffer für B.1 A und B sind jeweils 

1 Die objektiven Auszahlungen werden als Indikatoren für interpersonell vergleich­
bare Nutzenwerte betrachtet. Die Problematik eines interpersonellen Nutzenver­
gleichs kann hier nicht erörtert werden; vgl. Harsanyi (1976) und Binmore 
(1994/1998). 
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Angehörige von Gruppen von Rent Seeking Interessenten, die in einer 

Mehrheitskoalition oder in der Minderheit sein können. 

In der Modellwelt der Matrix können die Optionen für politische Ent­

scheidungen zu vier Ergebnissen führen: Bei I bleibt es beim Status quo, 

es werden weder A noch B Renten gewährt. Bei IV erhalten beide Grup­

pen gleichermaßen ein Renteneinkommen, bei II und III erhält jeweils 

nur eine Gruppe eine Rente." Die l..-umulierten Auszahlungen für die Mit­

glieder der heiden Gruppen ergeben sich gemäß der oben formulierten 

Annahmen: Erhält nur eine der beiden Gruppen Renten, verbessert sich 

ihre Situation gegenüber dem Status quo, allerdings auf Kosten der ande­

ren Gruppe, die durch die Privilegien der Rentenbezieher größere 

Nachteile zu erleiden hat als die Rentenhezieher Nutzen erzielen. Daraus 

ergibt sich, dass bei wechselseitiger Gewährung von Renten sich alle 

Beteiligten schlechter stellen als im Status quo ohne Rentenzahlungen. 

Diese Auszahlungen entsprechen der Struk�r eines Gefangenen­

dilemmas. Die Angehörigen der beiden Gruppen haben jeweils einen An­

reiz, in der Mehrheitsposition Renten für ihre Gruppe anzustreben, gleich­

gültig ob der Ausgangspunkt der Status quo ist oder die andere Gruppe 

bereits Renten erhält. Wenn beide Gruppen erfolgreich sind, dann wird 

bei wechselnden Mehrheiten entweder langfristig der Zustand IV mit 

einem Renteneinkommen für alle eintreten (bei der nicht unplausiblen 

Unterstellung, dass eine Rücknahme bereits gewährter Renten mit prohi­

bitiv hohen politischen Kosten verbunden sein kann) oder es wird einen 

regelmäßigen Wechsel zwischen den Zuständen II und III geben. In bei­
den Fällen ergibt sich ein für die Beteiligten suboptimales Ergebnis, weil 

der Status quo ohne ein wechselseitiges Renteneinkommen für alle vor­

zugswürdig ist. 

Trotzdem ist die Konstellation, wie sie durch die Matrix verkörpert 
wird, keine aussichtslose Situation. Zum einen haben die Angehörigen 

der Minderheit gute Gründe, durch defensives Rent Seeking einen politi­

schen Erfolg der Mehrheit zu verhindern. Zum anderen haben die Betei­

ligten angesichts einer Situation mit einem ex post für alle suboptimalen 

Ergebnis ein Motiv, die Situation ex ante so zu verändern, dass dieses 

Ergebnis verhindert wird. A und B müssen gerade bei der Erwartung 
eines wechselseitig erfolgreichen Rent Seekings ein konstitutionelles 

Interesse daran entwickeln, die politischen Entscheidungsträger auf die 
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Ablehnung von Rentenprivilegien festzulegen. Die Gegenlcräfte gegen 
Reut Seeking wären also nicht zu vernachlässigen. 

Die tatsächliche Anreizsituation wird sich für die Akteure aber in 
Wirklichkeit anders darstellen als sie durch die Auszahlungen in Abb. 1 
verkörpert wird. Die effek1:iv wirksamen Anreize ergeben sich nämlich 
nicht aus den f..'1!mulierten, langfristig auftretenden Konseguenzen des 
Rent Seekings, sondern vielmehr aus den k-urzfristigen, situativen Fol­
gen. Die typische Ameizsituation wäre dementsprechend eher durch die 
folgenden Auszahlungen charakterisiert (Abb. 2). 

Abb. 2: Situative Auszahlungen bei Rent Seeking 

B 
-R +R 
I II 

-R 
A 0, 0 - 1, 6 

III IV 
+R 

6, - 1  5, 5 

Diese Auszahlungen geben wieder, dass den Mitgliedern einer Mehr­
heitskoalition in der Regel nicht durch eine singuläre politische Entschei­
dung allen gemeinsam Renten zugestanden werden, sondern dass es sich 
um einen sukzessiven politischen Prozess handelt, der sich über längere 
Zeiträume hinzieht. Durch eine einzelne politische Entscheidung wird 
dabei jeweils nur einer kleinen Subgruppe der Mehrheitskoalition eine 
Rente zugesprochen. Die Nachteile eines erfolgreichen Rent Seeking 
bleiben so zunächst marginal, auch wenn sie für die Nutznießer erheb­
liche Vorteile bringen sollten. Die situativ spürbaren Kosten der Einzel­
entscheidung werden für die :Mitglieder der benachteiligten Minderheit 
deshalb nur mit -1 beziffert. Insofern wird ebenfalls unterstellt, dass auch 
die situativen Auszahlungen eines wechselseitigen Renteneinkommens 
für die Beteiligten erst einmal positiv sind. 

Das hat erhebliche Auswirkungen auf die wirksamen Handlungsan­
reize. Die Mitglieder der Minderheit hätten dann allenfalls eine schwache 
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Motivation, politische Macht in ein defensives Rent Seeking zu investie­
ren. Attraktiver erscheint es dagegen, auf einen Wechsel der Mehrheiten 
und auf eigene Vorteile aus einem zukünftigen aktiven Rent Seeking zu 
hoffen. Weder lohnen sich große Aufwendungen :für ein defensives Rent 
Seeking, wenn die Nachteile der Renten anderer bezogen auf die einzelne 
politische Entscheidungssituation marginal bleiben, noch gibt es eine 
klare kritische Grenze :für die Aktivierung eines konstitutionellen Interes­
ses gegen Rent Seeking, wenn zu jedem einzelnen Entscheidungszeit­
punkt nicht die kumulierten Nachteile zur Entscheidung stehen, sondern 
regelmäßig nur die als vernachlässigbar erlebten situativen Kosten. 

Das ist natürlich eine modellhaft vereinfachte Zuspitzung, bei der die 
subtilen Varianten verschiedener institutioneller Arrangements nicht be­
rücksichtigt werden. Dennoch sollte deutlich sein, dass die Institutionen 
einer Mehrheitsdemokratie nicht ohne weiteres von selbst Anreize für die 
Beteiligten produzieren, im Einzelfall oder grundsätzlich gegen Ren! 
Seeking vorzugehen. Wenn aber die politisch mächtigen und einflussrei­
chen ökonomischen AJ(teure in den konkreten politischen Entscheidungs­
situationen kein Interesse daran haben, auf die Politiker gegen Ren! 
Seeking einzuwirken, dann werden auch die Anreize für die politischen 
Entscheidungsträger, Entscheidungen gegen Rent Seeking zu treffen, 
entsprechend schwach ausfallen. 

5. Politics by Principle, Not Interest 

Wenn rein anreizgesteuerte demokratische Entscheidungen eine wohl­
faluismindernde Übersetzung ökonomischer in politische Macht nicht 
verhindern können, was wäre die Alternative? James M. Buchanan und 
Roger D. Congleton, zwei Autoren, die einer vorschnellen Kritik an der 
Anreiztheorie sicher unverdächtig sind, formulieren bereits im Titel ihres 
Buches eine solche Alternative: Politics by Principle, Not lnterest 
(1998). Sie untergraben generell die Hoffnung, dass allein aufgrund der 
in einer Majoritätsdemokratie wirksamen Anreize politische Entschei­
dungen eine positive Bilanz für alle Beteiligten produzieren. Sie argu­
mentieren, dass in einer Demokratie eine prinzipiengeleitete Politik 
gegenüber einer rein interessensdominierten Politik bessere Ergebnisse 
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erzielt. Um welche Art von Prinzipien geht es dabei und welche Konse­

quenzen haben sie speziell für das Problem des Rent Seeking? 

Um diese Frage zu beantworten, muss man sich ein paradigmatisches 

Bild von der Alternativenmenge machen, die 9egenstand politischer Ent­

scheidungen mit einer umverteilenden Wirkung für die Betroffenen sind.2 

Abb. 3: Politische Verteilungsoptionen 

B 

1 II III 

0, 0 -9, 6 -1, 5 
IV V VI 

A 

6, -9 -3, -3 1, 2 
VII VIII IX 

5, -1 2, 1 1, 1 

Mit dieser Matrix sollen Konstellationen mit einem exemplarischen C
.
ha­

rakter erfasst werden. Es ist für die möglichen distributiven Wirkungen 

politischer Entscheidungen demnach typisch, dass erstens durch solche 

Entscheidungen die Mitglieder einer Gruppe insgesamt und im gleichen 

Maße besser oder schlechter gestellt werden können, dass zweitens eine 

Ungleichverteilung möglich sein kann, ohne jemanden gegenüber einer 

Gleichverteilung absolut schlechter zu stellen, dass drittens ein gering­

fügiges Opfer einer Gruppe zugunsten einer anderen Gruppe diese mög­

licherweise deutlich besser zu stellen vermag und dass viertens schließ­

lich auch eine nur marginale Besserstellung einer Gruppe auf Kosten 

2 Buchanan und Congleton konzentrieren sich in ihrem Buch auf den Unterschied 
zwischen uneingeschränl"ten Mehrheitsentscheidungen und Mehrheitsentscheidun­
gen unter Beachtung des Gleichheitsprinzips. Hier sollen dagegen noch weitere 
Varianten eingeschrän1..'1er Mehrheitsentscheidungen erörtert werden (Baurmann 
2005b). 
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anderer eine gravierende Verschlechterun;; für die Mitglieder der be­

nachteiligten Gruppe nach sich ziehen kann. 

Die politisch wählbaren Weltzustände 1 liis IX, die wiederum nach 

den Präferenzen repräsentativer Akteure A .,�dB bewertet sind, verkör­

pern diese exemplarischen Fälle: I entspr: · dem Status quo, in dem 

keine umverteilende Entscheidung getroffc. . .'ird. II und N stellen Op­

tionen dar, in denen die Besserstellung eir1 · ·:J-ruppe mit überproportio­

nalen Lasten für die andere Gruppe verbun� :n ist: Sie entsprechen einer 

Rentenvergabe an eine Gruppe auf Kosten •' .:r anderen (mit kumulierten 

Auszahlungen). Eine wechselseitige Reni ''Tgabe entspricht V, mit 

einer gemeinsamen Schlechterstellung ge;. .�1ber dem Status quo. IX 

repräsentiert eine Situation, bei der eine GL 'chbehandlung der Gruppen 

zu einer gemeinsamen Besserstellung gegi.;::Jüber dem Status quo führt 

(etwa durch eine gemeinsame SteuerentlasiL;ng), VI und VIII charakteri­
sieren Optionen, bei der eine Ungleichverteihtng Vorteile für eine Grup­

pe bringt, ohne die andere absolut schlechter zu stellen (etwa durch die 

Beseitigung bürokratischer Hemmnisse in einem bestimmten Bereich), 

und III und VII schließlich entsprechen Entscheidungen, bei der einer 

Gruppe ein geringfügiges Opfer zugemutet wird zugunsten der deut­

lichen Verbesserung der Situation einer anderen Gruppe (etwa durch 

elementare wohlfahrtsstaatliche Vorsorgemaßnahmen). 

Welche Möglichkeiten gibt es nun, politische Entscheidungen für die 

Optionen II, IV und V - d.h. in unserem Fall also für Rentenvergaben -

mit langfristig für alle schädlichen Konsequenzen zu verhindern und 

stattdessen dafür zu sorgen, dass Alternativen gewählt werden, die für 

alle zu einer Verbesserung ihrer Situation führen? Durch die Erweiterung 

des Optionenspektrums verändert sich. unter Anreizgesichtspunktenjeden­

falls zunächst nichts: Weiterhin würden die Ak'!eure (aufgrund der unver­

änderten situativen Anreize) zum Ren! Seeking motiviert sein und als 

Mitolieder einer Mehrheitskoalition versuchen, Entscheidungen für II 0 

bzw. IV oder V durchzusetzen. 

Ein genereller Verzicht auf kollektive Entscheidungen mit Umvertei­

lungswirkung und damit ein Verbleiben auf dem Status qua wäre ange­

sichts der prinzipiell vorhandenen Optionen für die Beteiligten unbefrie­

digend. Könnten aus dem Möglichkeitsraum andere Zustände als II, IV 

oder V verwirklicht werden, wäre � wiederum unter der Voraussetzung 

regelmäßig wechselnder Mehrheiten - eine deutliche Verbesserung der 
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gemeinsamen Situation prinzipiell denkbar. Unter dieser Voraussetzung 
bleibt also nur noch der Weg, entvveder die Wahloptionen zu begrenzen 
oder das Abstimmungsverhalten selber zu verändern. 

Kann eine Begrenzung der wählbaren Optionen in der politischen 
Realität verwirklicht werden? Wenn man tatsächlich dafür sorgen könnte, 
dass „schädliche" Alternativen wie II, IV oder V gar nicht erst zur Ent­
scheidung stünden, würden die Mitglieder der wechselnden Mehrheits­
koalitionen allein schon aufgrund der dann noch bestehenden Anreize 
durch ihr Wahlverhalten langfristig zu einer Wohlfahrtsmehrung für alle 
Beteiligten beitragen. 

Man kann auf die Verfassungen real existierender Demokratien ver­
weisen, um für diese Idee Unterstützung zu finden. Diverse Formen des 
verfassungsmäßig verankerten Minderheitenschutzes, vor allem auch die 
Positivierung von subjektiven Rechten lassen sich als Versuche inter­
pretieren, bestimmte Entscheidungsoptionen, bei denen gewisse Indivi­
duen oder Gruppen zugunsten anderer Individuen oder Gruppen exzessiv 
benachteiligt würden, für die jeweilige Mehrheit zu versperren. Könnten 
in dieser Weise nicht auch politische Rentenvergaben konstitutionell ver­
hindert werden? 

Es wäre aber eine Illusion, dass man durch Verfassungsprinzipien und 
individuelle Rechte alle Optionen, wie sie exemplarisch durch die Ver­
teilungsstrukturen in II, IV und V verkörpert werden, politischen Ent­
scheidungen entziehen kann. Es geht dabei ja nicht nur um justiziable 
Verletzungen von Grundrechten oder anderen gewichtigen Rechtsposi­
tionen, wie sie etwa einer direkten Übereignung von Gütern und unmit­
telbar wirksamen Eingriffen in Besitzstände entsprechen. Eine Vielzahl 
politischer Maßnahmen und Entscheidungen haben erhebliche distribu­
tive Folgen, ohne dass sie jedoch den Charakter einer offensichtlichen 
Enteignung annehmen müssen (Tullock 1959) - wie eben auch bei der 
Gewährung von Renten der verschiedensten Art. Die Gefahr, dass sich 
unter einer Mehrheitsregel ein Kontinuum von eher undramatischen Ein­
zelentscheidungen zu einer Summe mit erheblichen Umvert�ilungswir­
kungen addiert, kann durch Grenzziehungen in einer Verfassung nicht 
verhindert werden. 

Ist eine rechtlich festgeschriebene Begrenzung politisch wählbarer 
Optionen jedenfalls im gewünschten Umfa�g nicht realisierbar, kommen 
nur noch Restrik'tionen in Frage, die das Entscheidungsverhalten selber 
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zum Gegenstand haben. Sie müssen darauf abzielen, dass die politischen 
Akteure und die Angehörigen der jeweiligen Mehrheit ihre Entscheidun­
gen nicht (nur) unter dem Gesichtspunkt treffen, welche der zur Wahl 
stehenden Optionen ihren eigenen Interessen am besten entsprechen, 
sondern dass sie bei ihren Entscheidungen (auch) andere Prinzipien be­
rücksichtigen. Legt man die Matrix in Abb. 3 als Modell der relevanten 
Alternativenmenge zugrunde, müssen diese Prinzipien Entscheidungen 
für Optionen wie II, IV oder V als unzulässig ausschließen bzw. Ent­
scheidungen für Optionen wie III, VII, VI, VIII oder IX vorschreiben. 

Solche Prinzipien lassen sich tatsächlich leicht angeben. Alle Optio­
nen, die vom Interessensstandpunkt von A und B langfristig als mögliche 
Ergebnisse kollektiver Entscheidungen gegenüber II, IV und V vorzuzie­
hen sind, entsprechen bekannten ethischen Prinzipien:3 Die Option IX 
entspricht dem Gleichheitsprinzip, VI und VIII entsprechen dem Pareto­
Prinzip und III und VII dem utilitaristischen Prinzip.4 Wenn sich dem­
nach das Wahlverhalten der relevanten Akteure an dem Gleichheitsprin­
zip orientiert, werden sie als Angehörige der Majorität IX wählen. Wenn 
sie dem Pareto-Prinzip folgen, werden sie sich für VI oder VIII entschei­
den, und wenn sie bei ihren Entscheidungen die Kriterien des Utilitaris­
mus anwenden, werden sie für III oder VII eintreten. 

Dabei würde von den Mitgliedern der jeweiligen Mehrheit nicht ver­
langt, ihre eigenen Interessen vollständig neutral zu behandeln - so dass 
etwa eine Majoritätskoalition um B die Option VII wählen müsste. Ver­
langt wird dagegen, dass die Mehrheit ihren Interessen nur innerhalb von 
gewissen moralischen Schranken den Vorzug gibt - dass also et\va die 
Mehrheit um B III anstatt II wählt. In diesem Fall würde die Mehrheit 
zwar nicht selber zugunsten der Minderheit ein Opfer bringen, sie würde 
aber andererseits ein solches Opfer auch nur dann durchsetzen, wenn es 

3 Bei leichter Abwandlung der Beispiele hätte man zusätzlich auch das Differenz­
prinzip berücksichtigen können. 
4 Um die Analyse zu vereinfachen, wird dabei unterstellt, dass A und B jeweils die 
einzigen Angehörigen ihrer Gruppen sind, die von den kollek.1:iven Entscheidungen 
betroffen werden. Sonst müsste man bei der Anwendung des utilitaristischen Prin­
zips neben den individuellen Auszahlungen zusätzlich die Größenverhältnisse zwi­
schen den Gruppen berücksichtigen. 
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nach moralischen Maßstäben im Grundsatz gerechtfertigt werden kann.5 
Von den Beteiligten würde kein moralisCher Heroismus, sondern nur eine 
gewisse - wenn auch nicht ganz unerhebliche - Einschränlnmg bei der 
Verfolgung ihrer eigenen Interessen gefordert. 

Die Ergebnisse einer Mehrheitsregel lassen sich demnach durch eine 
Ergänzung dieser Institution mit ethischen Prinzipien deutlich verbessern 
- wobei das Gleichheitsprinzip, das Pareto-Prinzip und das Prinzip des 
Utilitarismus gleichermaßen eine prinzipiell positive Bilanz gegenüber 
dem Status quo und einer uneingeschränkten Majoritätsregel verspre­
chen.6 Hierbei geht es aber nicht darum, demokratische Entscheidungs­
verfahren und ihre Ergebnisse selber nach ethischen Kriterien zu be­
werten. Der Bedarf an einer moralischen Restril-tion politischer Entschei­
dungen kann vielmehr allein auf der Grundlage der Interessen nnd Prä­
ferenzen der Beteiligten begründet werden. Politics by interest bei der 
Festlegung des Rahmens für Politik führt zu einem Wunsch nachpolitics 
by principle, wenn es um die politische Praxis in diesem Rahmen geht. 

Eine prinzipiengeleitete moralische Einschränkung von Mehrheitsent­
scheidungen kann allerdings nur dann Aussicht auf Erfolg haben, wenn 
die beteiligten Akteure eine hinreichende intrinsische Motivation zur 
Befolgung der einschlägigen ethischen Prinzipien besitzen. Das ,,konsti­
tutionelle Interesse" an Moral muss durch eine innere Bindung a_n Moral 

5 Wenn man dagegen unterstellt, dass die Beteiligten ilnmer vollständig moralisch 
entscheiden, würde z.B. eine Majorität um B grundsätzlich bereit sein, auch eine 
Option wie VII zu wählen. Unter dieser Voraussetzung könnte man die Matrix so 
interpretieren, dass die einzelnen Optionen nicht länger Alternativen sind, die zum 
gleichen Zeitpunkt zur Wahl stehen, sondern Situationen, die für die Beteiligten 
sukzessive auftreten, d.h. zu einem Zeitpunkt wäre etwa A in einer Situation wie 
VII, zu einem anderen Zeitpunl't B in einer Situation wie III. Die Akzeptanz eines 
ethischen Prinzips als Grundlage kollek.'tiver Entscheidungen wäre dann nicht mehr 
von der Erwartung regelmäßig wechselnder Mehrheiten, sondern von der Erwar­
tung regelmäßig wechselnder Situationen bzw. Rollen abhängig. 
6 Ein utilitaristisches Prinzip erscheint dabei gegenüber einem Paret9- oder Gleich­
heitsprinzip attraktiver, weil die Gewinnerwartungen aus der Anwendung des utili­
taristischen Prinzips größer sind als im Fall der anderen Prinzipien. Das ist in ge­
wisser Weise selbstverständlich, wenn man den Utilitarismus im Sinne einer Forde­
rung nach Maximierung des Durchschnittsnutzens versteht. Es kann dann ceteris 
paribus kein Prinzip geben, das angesichts gleichverteilter Chancen und Risiken 
besser abschneidet (näher dazu Baurmann 2001b, 2005b). 
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umgesetzt werden. Unter welchen empirischen Bedingungen in einer 
Gruppe oder Gesellschaft mit einer hinreichenden Verbreitung morali­
scher Prinzipienfestigkeit unter ihren Bürgern und Politikern gerechnet 
werden kann, ob eine solche Hoffuung überhaupt und in welchem Maße 
realistisch ist, kann an dieser Stelle nicht erörtert werden (Baurmann 
1996, 200Ja; Baurmann/Lahno 2002). Hier kam es zunächst nur darauf 
an, am Beispiel der Problematik des Rent Seeking den grundlegenden 
Bedarf plausibel zu machen, der in einer Demokratie an moralischen 
Normen und Prinzipien und an einer intrinsischen Motivation zur Bin­
dung an diese Normen und Prinzipien entstehen muss, wenn die Mög­
lichkeiten ökonomisch mächtiger Akteure eingeschränkt werden sollen, 
ihre Macht politisch umzumünzen. 

6. Fazit 

Einfluss auf politische Entscheidungen ist in der Regel nur möglich, 
wenn man organisiert und gemeinsam handelt. Das gilt auch für die 
Übersetzung ökonomischer Macht in den Bereich der Politik. Interes­
sensgruppen und Verteilungskoalitionen sind die relevanten, kolle/..-tiven 
Akteure, die politischen Ei�fluss ökonomischer Interessenten sichern 
können. Die Organisation kollektiven Handelns bedarf aber neben mate­
rieller vor allem auch sozialer Ressourcen. Aus diesem Grund ist das 
Soziale Kapital einer Gesellschaft eine wichtige Basis für die erfolgrei­
che Übersetzung ökonomischer Macht in den Bereich der Politik: Die 
gleichen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, die als Soziales Kapital 
die Funktionsfähigkeit der Demokratie fördern, fördern auch die Entste­
hung von Interessensgruppen und Verteilungskoalitionen. 

Allerdings schließt sich am Ende der Kreis in gewisser Weise: Sozia­
les Kapital ist für die Funl-tionsfähigkeit der Demokratie vor allem auch 
deshalb wichtig, weil es zu der Entstehung und Festigung von zivilen 
Tugenden und moralischen Orientierungen unter den Bürgern und Politi­
kern beiträgt. Zivile Tugenden und moralische Orientierungen sind aber 
ebenfalls notwendig, damit politische Entscheidungen in einer Mehr­
heitsdemolcratie jenseits der institutionellen Anreize auch ethische Prin­
zipien verwirklichen. Die gleichen Ursachen, die eine Umsetzung öko-
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nomischer Macht in die Politik fördern, stützen deshalb auch die Gerren-o 

kräfte: Wenn die optimistischen Einschätzungen über die Rolle von So­
zialem Kapital in einer Demokratie zutreffen, dann kann man hoffen, 
dass in seiner Schlussbilanz dann doch ein moralisches Gleich<Yewicht 0 

und nicht ein Gleichgewicht partikularer Interessensverfolgung zu finden 
ist. 
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